
In dem am 31. Jänner 2013
ergangenen Urteil im Vor-
abentscheidungsverfahren

von zwei Asylantragstellern
gegen Irland (C-175/11) er-
wog der Europäische Ge-
richtshof (EuGH), dass die
Verfahrensrichtlinie den
Mitgliedstaaten weitgehen-
des Ermessen in Bezug auf
die Organisation der Bear-
beitung von Asylanträgen
gewährt. Es steht den Mit-
gliedstaaten frei, Verfahrens-
regelungen zur Führung von
beschleunigten oder vorran-
gigen (prioritären) Asylver-
fahren einzuführen. 

Der EuGH erachtet es
auch im Ermessen der Mit-
gliedstaaten, bestimmte
Gruppen von Asylanträgen
(nach Staatsangehörigkeit
oder nach Vorbringen) zu
bilden. Dieses Ermessen ist
an die Bedingung geknüpft,
allgemeine Verfahrensgaran-
tien des „Normverfahrens“
auch in einem vorrangigen
oder beschleunigten Asyl-
verfahren zu gewährleisten.
Beschleunigte oder vorrangi-
ge Asylverfahren sind also
zulässig, wenn diese – trotz
verkürzter Verfahrensdauer
– keine Rechtsnachteile und
Unterschiede für Asylwerber
im Vergleich zum „Norm-
verfahren“ mit sich bringen.
Trotz rascherer Entschei-
dungsfindung ist darauf zu
achten, dass beschleunigte
Verfahren fair ablaufen. 

Das FAST-Track-Verfah-
ren in Österreich erzielt die-
se Balance zwischen Effekti-
vität und Fairness und erfüllt
alle internationalen und eu-
roparechtlichen Vorgaben
trotz einer beschleunigten
Verfahrensdauer.

Im Beschwerdeverfahren
gegen die negative erstins -
tanzliche Entscheidung des

irischen Refugee Application
Commissioner brachten zwei
nigerianische Staatsbürger
vor, dass eine ministeriale
Anordnung, wonach Asylan-
träge von nigerianischen
Staatsbürgern in einem be-
schleunigten Verfahren zu
führen sind, keine Deckung
in Art. 23 Abs. 3 und 4 der
Richtlinie 2005/85/EG des
Rates vom 1. Dezember
2005 über Mindestnormen
für Verfahren in den Mit-
gliedstaaten zur Zuerken-
nung und Aberkennung der
Flüchtlingseigenschaft (Ver-
fahrensRL) finde. 

Der Argumentation der
Beschwerdeführer zufolge
wäre die ministeriale Anord-
nung für nichtig zu erklären,
da Art. 23 Abs. 3 und 4 eine
abschließende Liste von
Fallkonstellationen enthalte,
in denen ein beschleunigtes
Verfahren geführt werden
darf. Es sei nicht vorgese-
hen, dass Asylanträge auf-
grund der Staatsangehörig-
keit der Asylwerber vorran-
gig oder beschleunigt ge-

prüft werden können. Zudem
verletze die ministeriale An-
ordnung das Verbot der Dis-
kriminierung aus Gründen
der Staatsangehörigkeit nach
Art. 3 der Genfer Flücht-
lingskonvention (GFK). Jene
Fälle von Asylwerbern aus
nicht sicheren Drittstaaten
würden wesentlich sorgfälti-
ger geprüft als weniger zeit-
und ressourcenintensive be-
schleunigte Verfahren. 

Das irische Höchstgericht
richtete eine dementspre-
chende Vorlagefrage an den
Europäischen Gerichtshof,
ob allgemeine Grund sätze
des Unionsrechts sowie die
Bestimmungen der Verfah-
rensrichtlinie dem Erlass von
Verwaltungsvorschriften
entgegenstünden, nach de-
nen – abhängig von der
Staatsangehörigkeit oder
dem Herkunftsstaat des
Asylwerbers – bestimmte
Kategorien von Asylanträ-
gen geschaffen würden, die
in einem beschleunigten
oder vorrangigem Prüfver-
fahren entschieden werden.

Der Europäische Gerichts-
hof erwog, dass der Unions-
gesetzgeber Mindestnormen
für ein gerechtes und effi-
zientes Asylverfahren festge-
legt hat, durch die jedoch ei-
ne gewisse Ermessensfrei-
heit für die Mitgliedstaaten
bei der Verfahrensführung
nicht beeinträchtigt wird.
Dies bekräftigt insbesondere
der 11. Erwägungsgrund zur
VerfahrensRL, der besagt,
dass die Organisation der
Bearbeitung von Asylanträ-
gen dem freien Ermessen der
Mitgliedstaaten überlassen
bleiben sollte, so dass sie ge-
mäß den nationalen Erfor-
dernissen, unter Berücksich-
tigung der in der Verfah-
rensRL enthaltenen Normen,
Anträge vorrangig oder be-
schleunigt bearbeiten kön-
nen. Der Ermessensspiel-
raum ergibt sich explizit aus
Art. 23 Abs. 3, da die Mit-
gliedstaaten unter Einhal-
tung der Grundsätze und Ga-
rantien der VerfahrensRL
Asylanträge vorrangig bear-
beiten „können“. Der Norm-
text enthält zudem den Halb-
satz, dass „unter anderem“
bei wohlbegründeten Anträ-
gen ein solches vorrangiges
Verfahren möglich ist. Eben-
so „können“ aufgrund der in
Art. 23 Abs. 4 VerfahrenRL
genannten 15 Gründe be-
schleunigte Verfahren
durchgeführt werden. Da je-
weils „Kann“-Bestimmun-
gen vorliegen, folgert der
EuGH, dass Art. 23 Abs. 3
und Abs. 4 lediglich Hin -
weis charakter haben.

Staatsangehörigkeit. Zum
Vorbringen, es liege auf-
grund der Bildung bestimm-
ter Gruppen von Asylanträ-
gen je nach Herkunftsland
oder Staatsangehörigkeit ei-
ne Diskriminierung aus
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Europäischer Gerichtshof: Es steht den Mitgliedstaaten frei,
Verfahrensregelungen einzuführen, mit denen Asylverfahren
beschleunigt werden.

Effiziente und faire Asylverfahren
Beschleunigte Asylverfahren wie das österreichische „FAST-Track-Verfahren“ waren Gegenstand 

eines Vorabentscheidungsverfahrens des Europäischen Gerichtshofes.



Gründen der Staatsangehö-
rigkeit vor, hält der EuGH
fest, dass die Staatsangehö-
rigkeit ein Faktor ist, der ei-
ne vorrangige oder beschleu-
nigte Bearbeitung eines
Asylantrags rechtfertigen
kann. Dies ergibt sich aus
Art. 23 Abs. 4 lit. c Verfah-
rensRL, wonach ein be-
schleunigtes oder vorrangi-
ges Verfahren geführt wer-
den kann, wenn der Asylan-
trag als unbegründet betrach-
tet wird, weil der Antrags-
steller aus einem sicheren
Herkunftsland kommt. 

Das vom EuGH festge-
stellte Ermessen in Bezug
auf die (beschleunigte) Bear-
beitung von Asylanträgen
wird jedoch nur dann gege-
ben und nicht diskriminie-
rend gegenüber jenen Asyl-
werbern sein, deren Anträge
in einem „Normalverfahren“
geprüft werden, wenn diesel-
ben Verfahrensgarantien gel-
ten wie für Asylverfahren
mit durchschnittlicher Dauer
und sich für den Antragsstel-
ler keinerlei Nachteile erge-
ben. Als Verfahrensgaran-
tien gelten der Zugang zum
Verfahren (Art. 6), die Ge-
währleistung faktischen Ab-
schiebeschutzes während der
Prüfung des Asylantrags
(Art. 7), das Recht auf eine
individuelle, objektive Prü-
fung des Asylantrags durch
geschultes Personal basie-
rend auf umfassenden und
verlässlichen Herkunftsland-
informationen (Art. 8), das
Recht auf eine schriftlich zu
begründende Entscheidung
der Asylbehörde (Art. 9), In-
formationen über das Asyl-
verfahren und die Entschei-
dung der Asylbehörde in ei-
ner für den Asylwerber ver-
ständlichen Sprache sowie
Gewährleistung des Zugangs
zu UNHCR und anderen Or-
ganisationen (Art. 10), das
Recht auf ein persönliches
Interview (Art. 12 ff), kos-
tenlose Rechtsberatung (Art.
15 ff) und das Recht auf ei-
nen wirksamen Rechtsbe-
helf.

Beschleunigte Asylverfah-
ren in Europa. Europaweit
gibt es in nationalen Asylge-
setzen und in der Anwender-
praxis diverse Regelungen,
die darauf abzielen, den Ver-
fahrensprozess effektiver
und dynamischer zu gestal-
ten. In den Niederlanden
zum Beispiel ist ein soge-
nanntes Acht-Tages-Verfah-
ren etabliert worden, das ei-
nem rigiden Ablaufplan
folgt. Demnach ist für jeden
Tag ein Verfahrensschritt
vorgesehen – von Tag 1
(Eingangsinterview zur Ab-
klärung der Identität, Natio-
nalität, Reiseroute) bis hin
zu Tag 8 (Zustellung der
Entscheidung). Die Unter-
bringung erfolgt in Betreu-
ungsstellen, von denen aus
die Asylwerber täglich ge-
bracht und abgeholt werden.
Auch die Schweiz führte
2012 ein beschleunigtes
Asylverfahren ein. Im soge-
nannten 48-Stunden-Verfah-
ren wird über Asylanträge
von jenen Antragstellern ent-
schieden, die visumsfrei in
die Schweiz einreisen dür-
fen. Dies betrifft vor allem
Antragssteller aus Balkan-
Ländern. Eine Entscheidung

binnen dieser kurzen Zeit-
spanne ist insbesondere auf-
grund gesicherter Länderin-
formation möglich. Erst
jüngst wurde diese Verfah-
renspraxis auf Staatsangehö-
rige des Kosovos und Geor-
giens erstreckt. Diese Bei-
spiele zeigen, dass die Ver-
fahrensmodelle und der Ab-
lauf von beschleunigten Ver-
fahren von Land zu Land va-
riieren und auch divergieren
können. Die Absichten des
nationalen Gesetzgebers für
die Einführung von be-
schleunigten Verfahren sind
durchaus ähnlich. 

Für die Einführung von
beschleunigten Asylverfah-
ren spricht primär, dass die
Mitgliedstaaten mit stetig
steigenden Asylantragszah-
len konfrontiert sind. Da zu
einem Teil diese Anträge
von Personen gestellt wer-
den, die keine Schutzgründe
haben, sondern aus rein wirt-
schaftlichen Motiven ihr
Heimatland verlassen, steht
somit als Erwägungsgrund
für die Einführung eines be-
schleunigten Asylverfahrens
einerseits der Gedanke einer
effizienten und fairen Ver-
fahrensführung, andererseits

die Notwendigkeit, jenen
Menschen, die Schutz bedür-
fen, so schnell wie möglich
Schutz gewähren zu können.

Asyl und Visa-Liberalisie-
rung. Aus der im Jänner
2013 erschienenen Untersu-
chung „Saving visa free tra-
vel. Visa, asylum and the EU
roadmap policy“ der Europe-
an Stability Initiative (ESI)
geht hervor, dass im Zusam-
menhang mit den 2009 und
2010 in Kraft getretenen Vi-
sa Liberalisierungen für Ser-
bien, Montenegro, Bosnien
Herzegowina, Mazedonien
und Montenegro die Zahl
der Asylanträge von Ange-
hörigen dieser Länder in ei-
nigen EU Mitgliedstaaten,
darunter Deutschland, zum
Teil massiv angestiegen ist.
Dem steht die Entwicklung
in einigen anderen Mitglied-
staaten, darunter Österreich,
Niederlande und Frankreich
sowie in der Schweiz gegen-
über, die seit dem Inkrafttre-
ten der Visa-Liberalisierung
keinen nennenswerten An-
stieg, im Falle Österreichs
und der Schweiz sogar einen
deutlichen Rückgang von
Antragstellern aus dem
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Asylwerber in der Erstaufnahmestelle Traiskirchen: Das FAST-Track-Verfahren erfüllt alle 
internationalen und europarechtlichen Vorgaben trotz einer beschleunigten Verfahrensdauer.



Westbalkan verzeichneten.
Aus der Untersuchung des
ESI ergibt sich einerseits ein
enger Zusammenhang zwi-
schen dem Rückgang bzw.
dem Stagnieren der Antrags-
zahlen mit den vergleichs-
weise kurzen Verfahrensdau-
ern in den betreffenden Mit-
gliedstaaten, in denen Anträ-
ge von Asylwerbern aus
Staaten des Westbalkans in
einer bestimmten Form des
beschleunigten Verfahrens
erledigt werden. Dabei erzie-
len die Asylbehörden in
manchen Mitgliedstaaten ei-
ne Verfahrensbeschleuni-
gung auch dadurch, dass sie
auf die Westbalkanstaaten
das Konzept des sicheren
Herkunftsstaates anwenden.
Andererseits geht aus der
Untersuchung auch hervor,
dass sich die Einführung be-
schleunigter Verfahren nicht
negativ auf die Anerken-
nungsrate ausgewirkt, die
Rechte der Antragsteller im
Vergleich zum herkömmli-
chen Verfahren also nicht
beeinträchtigt hat und daher
mit den im EuGH-Urteil
vom 31.1.2013 (C 175/11)
genannten Anforderungen in
Einklang steht, wonach für
Asylwerber im beschleunig-
ten Verfahren dieselben Ga-
rantien gelten müssen wie
im „Normverfahren“. 

FAST-Track-Verfahren in
Österreich. Nach Antragstel-
lung werden in der Außen-
stelle Traiskirchen des Bun-
desasylamtes (BAA) jene
Verfahren ausgewählt, die
nicht einer zurückweisenden
Entscheidung zugänglich
sind. Ein wesentlicher Un-
terschied zum „Normverfah-
ren“ ist, dass noch vor Über-
stellung in die Grundversor-
gung der Bundesländer
FAST-Track-Verfahren in
der Betreuungsstelle des
Bundes geführt werden. Je-
des Verfahren wird individu-
ell geführt, der Antragsteller
wird individuell angehört
und wird über sein Vorbrin-
gen individuell entschieden. 

Dem Asylwerber steht
umfassender Rechtsschutz
inklusive Rechtsberatung of-
fen. Auch bei angepasster
Verfahrensdauer gelten die
bewährten Qualitätsstan-
dards des BAA. Eine rasche-
re Entscheidung ist deshalb
möglich, weil es sich um
Fluchtvorbringen handelt,
bezüglich derer sich nach
umfassender Befragung kei-
ne weitere Ermittlungsnot-
wendigkeit zeigt. Es liegen
gesicherte Länderinformatio-
nen vor, die gemäß den
Standards des § 60 (2)
AsylG erstellt wurden. Sollte
es sich im Einzelfall jedoch
zeigen, dass weiterführende
Ermittlungstätigkeiten erfor-
derlich sind und eine unmit-
telbare Entscheidung auf-
grund der Komplexität des
Fluchtvorbringens nicht
möglich sein wird, so besteht
jederzeit die Möglichkeit,
das Verfahren im Wege ei-
nes Normverfahrens fortzu-
führen.

FAST-Track-Verfahren
werden von einem flexiblen
Team besonders geschulter
und spezialisierter Referen-
ten geführt. Dieser Ablauf
und Ressourceneinsatz ge-
währleistet ein effizientes
Verfahren. Dafür spricht
auch die Statistik, wonach
im Jahr 2012 im Bundes-
asylamt etwa 2.300 FAST-
Track-Verfahren in rund 13
Tagen entschieden werden
konnten. Sämtliche in der
Verfahrensrichtlinie enthal-
tenen Verfahrensgarantien
sind umfassend gewährleis-
tet, denn eine kürzere Ver-
fahrensdauer bedeutet kei-
neswegs, eine ungleiche Ab-
stufung zwischen dem
„Normverfahren“ und dem
FAST-Track-Verfahren zu
machen. Das  FAST-Track-
Verfahren in Österreich
schafft somit die Balance
zwischen einem effizienten
und fairen Asylverfahren
und ist damit auch Vorbild
für Asylverfahren in anderen
EU-Mitgliedstaaten.

Andreas Schnabl
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